
Stand: Ja nuar 1994 

BEGRUNDUNG 

zum Bebauung splan Nr. 24 (Luhberghalle/Trentelmoorweg) in 
Stederdorf. Stadt Peine 

1.0 Allgemeines 

Der Ortsteil Stederdorf liegt nördlich von Peine und 
ist über die Peiner Straße (B 444) erreichbar. Steder­
dorf , befindet sich verkehrsgünstig an der Autobahn A 2 
(Berlin - Hannover). 

1. 1 Entwicklung des Planes/Rechtslage 

Für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 24 
Stederdorf bestehen bisher keine Bebauungspläne. 

Ein Teil des neu aufzustellenden Bebauungsplanes ist 
aus dem rechtsverbindlichen Flächennutzungsplan ent­
wickelt worden. Der Flächennutzungsplan weist für diesen 
Bereich 11 Allgemeines Wohngebiet 11 aus . 

Ein westlicher Bereich ist als Fläche für die Landwirt­
schaft ausgewiesen und wird im Parallelverfahren geändert . 

1.2 Notwendigkeit der Planaufstellung/Ziel und Zweck des 
Bebauungsplanes 

Die Nachfrage nach Wohnbauland für Einfamilienhäuser 
hat wieder stark zugenomme n, so daß ein Mangel an er­
schlossenem Wohnbauland besteht, obwohl die Stadt Peine 
auch in den letzten Jahren Neubaugebiete ausgewiesen hat. 

Die Vorgaben der Stadtentwicklungsplanung sehen die 
Bereitstellung von Wohnbauflächen, insbesondere auf den 
freien Flächen, die infrastrukturell gut angeschlossen 
sind , vor . 

Durch die verkehrsgünstige Anbindung Stederdorfs an die 
__ Kei~stadt_und- auch an das überörtliche Verkehrsnetz hat 

sich dieser Ortsteil immer mehr als Wohnstandort für 
Peine entwickelt. 

Die ständigen Nachfragen na ch Eigenheimgrundstücken von 
Bauinteressenten aus dem Ortsteil Stederdorf selbst 
wie aber auch aus anderen Teilen des Stadtgebietes 
rechtfertigen die Aufstellung des neuen Bebauungsplanes. 

Ziel des Bebauungsplanes ist es, in ei nem verträglichen 
Maß .Wohnbauflächen auszuweisen, wobei sich Art und Maß 
an den angrenzenden Wohngebieten orientieren. 
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2.0 Begründung der Festsetzungen 

Der neu gepl~nte Bereich soll vorwiegend dem Wohnen 
dienen. Daher wird der gesamte Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes Nr . 24 als ''Allgemeines Wohngebiet" 
ausgewiesen. -

Diese Festsetzung ist aus dem Flächennutzungsplan 
entwickelt worden. 

Die Geschossigkeit wird auf ein Geschoß begrenzt, da 
dies auch in der umliegenden Bebauung vorherrschend 
ist. Aus diesem Grund ist auch die Festsetzung ge­
troffen worden, daß nur Einzel- bzw. Doppelhäuser zu­
lässig sind. 

Die Baugrenzen wurden großzügig gefaßt, und Festlegungen 
i n b e zu g a u f S t e 1 1 u n g e n d e r An 1 a"g e n w e r d e n· z u g u n s t e n d e r 
gestalterischen Freiheit nicht getroffen. 

Die Festsetzung, daß Stell- und Parkplätze sowie deren 
Zufahrten in wasserdurchlässiger Bauweise auszuführen 
sind, soll als Beitrag zum Schutz der Natur im Sinne 
von § 9 Abs. 1 Nr . 20 BauGB verstanden werden. Durch 
die zunehmende VersiegeJung wird das Niederschlags­
wasser dem natUrliehen Kreisl~uf entzogen und steht 
somit nicht mehr den Pflanzen zur Verfügung. Um dem 
entgegenzuwirken, ist ·die o. g. Festsetzung getroffen 
worden. 

2.1 Verkehrsflächen 

Das Planungsgebiet ist über den Trentelmoorweg zu er­
reichen. Die innere Erschließung erfolgt über eine 
Wohnstraße mit Stichwegen. Die Straßen sollen mit einer 
Breite von 5,50 m und ohne Hochbord ausgebaut werden. 
Als Material ist Betonsteinpflaster vorgesehen. 

Versetze und Verschwenkungen des Straßenverlaufes sollen 
der Verkehrsberuhigung dienen . 

Ein Fußweg im Norden dient als fußläufige Verbindung 
zur·- "-t Trh·berg-halie·n und zu den bereits vorhandenen Wohn­
gebieten. 

Den Belangen des ruhenden Verkehrs wird durch die Aus­
weisung von Parkplätzen im öffentlichen Straßenraum 
Rechnung getragen. 

Im übrigen sind die Einstellplätze auf den Privatgrund­
stlicken herzurichten. Dabei ist die Festsetzung, daß 
Stell- und Parkplätze sowie deren Zufahrten in wasser­
durchlässiget Bauweise auszuführen sind, zu beachten 
(siehe auch 2.0 Begründung der Festsetzungen). 

Die Hinterlieger sowie Anwohne r von Sackgassen müssen die 
Abfälle an der nächsten Durchgangsstraße bereitstellen. 
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2.2 Grünflächen 

Um eine Abschirmung gegenüber dem Außenbereich und den 
Gleisen zu erzielen, wird im Nordwesten ein 15 m breiter 
Grünstreifen als öffentliche GrUnfläche festgesetzt . 
Pflanzanbindungen werden für diesen Bereich nicht ge ­
troffen, da es sich um eine öffentliche Grünfläche handelt . 

Des weiteren werden Einzelbäume entlang der Straße, die 
Standorte sind im Bebauungsplan gekennzeichnet, fest­
gesetzt . Die Arten sind in den text lichen Festsetzunge n 
festgelegt . 

Durch die festgesetzte Bepflanzung soll ein Ausgleich 
entsprechend dem § 10 Niedersächsisches Naturschutzgesetz 
für die entstehende Versiegelung durch die Bebauung und 
Erschließung geschaffen werden. 

Darüber hi naus werden von den Bauherren eigenverantwort ­
liche Beiträge zum Ausgleich bzw . zur Verbesserung des 
Naturhaushaltes erwartet. Begrünte Dachflächen und 
Fassaden s ind zwar nich t ·festgesetzt, aber wün schenswert, 
da sie zur Verbesserung des Kl einkl i mas beitragen und 
somit als Ausgleich zur Bodenversiegelung dienen . 

Im Norden des Planungsgebietes wird ein Ki nderspielplatz 
festgesetzt. Die Nettogröße des vorgesehenen Spielplatzes 
deckt den gemäß Kinderspielplatzentwicklungsplan im 
Bereich Luhberghalle vorzusehenden Flächenbedarf. 

2 . 3 Lärmschutz 

Besondere Maßnahmen zum Schutz gegen schädliche Umwelt ­
einwirkungen sind nicht erforderlich . 

Vom Gütergleis, das sich westlich des Plangebietes be­
findet, sind so gut wie keine Beeinträchtigungen zu 
erwarten, da es nur viermal täglich benutzt wird . Es 
ist auch nicht zu erwarten, daß die Strecke in nächster 
Zeit häuf i ger benutzt wird. 

~AUßerde·m - wird - wie in·-Punkt 2.2 beschrieben - ei n 
Pflanzgürtel a l s Abschirmung angelegt . 

Der vorhandene Gewerbebetrieb westlich des Geltungsbereiches 
kann als nicht störender Gewerbebetrieb eingestuft werden 
und wäre damit im WA-Gebiet zuläss i g . Daher ist auch durch 
die Nähe zum Wohngebiet keine Konfliktsituation zu erwarten. 
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2.4 Umweltschutz 

Ungefähr 1 km nordwestlich des Plangebietes befinden sich 
zwei Altablagerungen. 
Die eine wird gegenwärtig als Ackerfläche genutzt, die 
andere als Kiesteichgelände. Für beide Ab l agerungen ist 
durch den Landkreis Peine eine gez iel te Nachermittlung 
erfolgt. 
Eine Beeinflussung durch die Altablagerungen ist zur Zeit 
nicht erkennbar . 

3.0 Planungsstatistik 

Größe des Planungsgebietes 
Erschließungsflächen 
Grünflächen 
GrQße des Nettobaulandes 

Geplant sind 60 Häuser 
(30 % Einliegerwohnungen) 
i'nsgesamt: 

= 
= 
= 

5,79 ha 
0,51 ha 
0,57 ha 
4,71 ha 

60 WE 
18 WE 
78 WE 

Unter Zugrundelegung von 2,3 Personen (EW)/WE können 
179 Personen im Planungsgebiet wohnen. 

4.0 Kostenschätzung 

Der Stadt entstehen durch die geplante Maßnahme Kosten in 
Höhe von ca. 4.600.000 DM. I hre Verteilung ist durch Orts­
satzung geregelt. 

5.0 Nachrichtliche Hinweise der Träger öffentlicher Belange 

5. 1 Wasserbeschaffungsverband Peine 

Zur Sicherstellung der Trinkwasserversorgung für den 
Geltungsbereich des ausgewiesenen Neubaugebietes sind 
9-! e _An b iJL <!_u J}_g_g_D_ ~ n u n s e r e i n d e n S t r aß e n " T r e n t e 1 m o o r -
weg" und 11 Zum Luhberg" vorhandenen Wasserleitungen 
NW 80 GG und VW 100 PVC notwendig. Für die Durchführung 
dieser geplanten Ringleitungsverbindung ist es erforder­
lich, einen Leitungsabschnitt vom nördlichen Bereich des 

·Neubaugebietes durch das Grundstück der Luhberghalle zur 
Straße 11 Zum Luhberg 11 zu verlegen . 

Hinsichtlich der Bereitstellung von Löschwasser durch die 
öffentliche Trinkwasserversorgung für den ausgewiesenen 
Geltungsbereich des Ne~baugebietes teilen wir Ihnen mit, 
daß maximal die Löschwassermenge von 48,00 m3 /h für den 
Brandgrundschutz entsprechend dem DVGW-Regelwerk, Arbeits­
blatt W 405, zur Verfügung steht. 
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5.2 Stadtwerke Peine 

Auf der östlichen Seite des Bebauungsgebietes ist ein Stich­
weg geplant, der zur alten Bebauung zur Anne-Frank-Straße 
n i c h t d ur c h g ä n.g i g i s t . W i r möchten j. e doch i n d i es e m Straßen -
zug bzw. ·stichweg Versorgungsleitungen für Gas und Elektri­
zität durchlegen und erbitten hierfür die Eintragung eines 
Leitungsrechtes . 

5.3 Bezirksregierung Braunschweig 

Bodehdenkmale können betroffen werden. Der Beginn der Erd ­
arbeiten ist rechtzeitig anzuzeigen. Eine Kontrolle vor Ort 
muß vom Institut für Denkmalpflege - Außenstelle Braunschweig -
erfolgen. 

5.4 Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Braunschweig 

Gegen die vorgesehene Aufstellung des Bebauungsplanes be ­
stehen aus der Sicht von hier aus wahrz un ehmender Belange des 
Imm i ~sionsschutzes keine grundsätzlichen Bedenken, wenn durch 
ein Lärmgutachten nachgewiesen wird, daß durch die vorhandene 
Nutzung des gewerblichen GrundstUckes im Westen keine Ab ­
stände zwischen diesem Bereich und dem geplanten allgemeinen 
Wohngebiet (WA) einzuha l ten sind. 

5.5 Landkreis Peine 

Amt für Abfallwirtschaft 

Der o . g. Planentwurf wurde zur Kenntnis genommen. Aus abfall­
wirtschaftlicher Sicht wird folgender Hinweis gegeben : 
Die Hinterlieger sowie Anwohner von Sackgassen und nicht be ­
fahrbaren Straßen müssen die Abfälle an der nächsten Durch­
gangsstraße bereitstellen. 

Vorbeugender Brandschutz 

Aus brandschutztechnischer Sicht wird es fUr erforderlich 
gehalten , nachstehende Forderungen bei der Genehmigung zu 
berücksichtigen: 

1. Die erforderlichen Feuerwehrzufahrten zu allen Grund ­
stücken sind gemäß § 5 NBauO und § 2 DVNBauO sicherzu­
stellen . 

2. Die erforderliche Löschwassermenge beträgt gemäß der 
Tabelle des Arbeitsblattes W 405 des DVGW bei der vor-

. gesehenen baulichen Nutzung und einer mittleren Gefahr 
der .ßrandausbreitung 48 m·3 /h und is~ für einen Zeitraum 
von 2 Stunden zu gewährleisten . 

3. Die erforderlichen Löschwasserhydranten mit einer Wasser­
lieferung von mind. 13 1/Sek. sind in Abhängigkeit von 
de~ baulichen Nutzung entsprechend dem Arbeitsplatz W 331 
des DVGW anzuordnen. Das Verhältnis von Uberflur- zu Unter­
flurhydranten soll 1 : 3 betragen. 
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4. Zur Sicherstellung der unabhängigen Löschwasserversorgung 
sind in einem Abstand von max. 300 m von jedem Brandobjekt 
Boh~brunnen · gemäß DIN 14 220, Löschwasserteiche gemäß 
DIN 14 210 oder Lö~chwasserbehälter gemäß DIN 14 230 zu 
erstellen. 

Regional- und Landesplanung 

Gegen die Änderung des o. g. Flächennutzungsplanes werden 
grundsätzlich keine Bedenken erhoben. Ich weise aber darauf 
hin, . daß die ausgewiesene Fläche in der zeichnerischen Dar­
stellung des RROPs als Gebiet mit besonderer Bedeutung für 
Landwirtschaft (Agrargebiet II mit entwicklungsfähiger 
landwirtschaftlicher Betriebs- und Produktionsstruktur) fest­
gelegt ist. Die Vereinbarkelt mit den Grundsätzen und Zielen 
der Raumordnung kann festgestellt werden, wenn durch das 
Vorhaben die Bewirtschaftung der betroffenen landwirtschaft­
lichen Betriebe nicht unzumutbar beeinträchtigt wird. 

Amt für Umwelt- und Naturschutz 

Aus Sicht der unteren Abf~ll- und Wasserbehörde werden zu 
dem o. a. Vorhaben keine Bedenken erhoben. ·rch weise jedoch 

· darauf hin, daß aufgrund der unzureichenden Grundwasserneu­
bildungsrate ausreichende Flächen, die der Versickerung von 
Regenwasser dienen, vorgehalten werden mOssen. 

Aus Sicht der unteren Naturschutzbehörde werden keine Bedenken 
gegen die Planung erhoben. Damit die öffentliche Grünfläche 
im Nordwesten des Geltungsbereiches die Funktion eines Aus­
gleiches im Sinne des § 10 NNatG erfüllen kann, wird empfohlen, 
diese ffächig oder in Gruppen mit landschaftsgerechten Ge­
hölzen zu bepflanzen und die Anlage möglichst extensiv zu 
pflegen. 

Außerdem wird ebenfalls angeregt, Möglichkeiten zur Ver­
sickerung des anfallenden Oberflächenwassers zu prilfen und 
ggf. festzusetzen. 

Aus Sicht der Planaufsichtsbehörde 

Bei eingeschossiger Bebauungsmöglichkeit wird zu der festge­
-setzten Grundflächenzahl (GRZ) eine Geschoßflächenzahl (GFZ) 

·-re-stgesetzf·:·--r:ne Baunutzungsverordnung (BauNVO) 1990 bestimmt 
in § 20 Abs. 1 und Abs. 3 Satz 1, daß nur die Grundfläche(n) 
von Vollgeschossen in .die GFZ bei Bauvorhaben einzubeziehen 
ist (sind) . Der Festsetzung einer GFZ bedarf es bei einer 
I-Vollgeschossigkeitsfestsetzung nur dann, wenn der Bebauungs­
plan auch Regelungen nach § 20 Abs·. 3 Satz 2 BauNVO enthält. 
Es müßte also z. B. textlich festgesetzt werden, "daß die 
Flächen von Aufenthaltsräumen in anderen Geschossen ein­

·schli~ßlich der zu ihnen ·gehörenden Ttep~~nräume und ein­
schließlich ihrer Umfassungswände ganz oder teilweise mitzu­
rechnen sind". 

Da die ausgewiesenen Geschoßflächenz~hlen höher liegen als 
die festgesetzten Grundflächenzahlen, d. h. eine Berücksichti­
gung von z. B. Dachgeschoßräumen beabsichtigt ist, wird die 
Festsetzung einer entsprechend geeigneten Regelung empfohlen. 
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5.6 Staatliches Amt für Abfall und Wasser · 

Im Rahmen des Altlastenprogrammes des Landes Niedersachsen 
wurden in einer Entfernung von weniger als 500 m zum Plan­
gebiet zwei Altablagerungen erfaßt. 

In der Zentraldatei des Niedersächsischen Landesamtes für 
Ökologie sind diese Anlagen unter folgenden Nummern ver­
zeichnet (s. auch Anlage) : 

- Anlagen-Nr. 157 006 404 ehemalige Hausmülldeponie: 
Bewertungszahl nach formaler Erstbewertung: 49 Punkte 
(v~n 100 möglichen) 

- Anlagen - Nr. 157 006 408 ehemalige Bauschuttdeponie : 
Bewertungszahl nach formaler Erstbewertung: 34 Punkte 

Eine gezielte Nachermittlung der genannten Anlagen durch 
den Landkreis Peine ist nach hiesiger Kenntnis bisher nicht 
erfolgt . 

Die ermittelten Punktzahlen zeigen an, daß eine weiter ­
gehende Untersuchung im Rahmen des Altlastenprogrammes 
~achrangig erfolgen kann und in diesem Zusammenhang kein 
akuter Handlungsbedarf besteht. 

Da der vorliegende Bebauungsplan das Plangebiet als "All­
gemeines Wohngebiet - WA" ausweist und zudem ein' bereits 
vorhandener Spielplatz, unmittelbar nördlich angrenzend, 
der ehemaligen Hausmülldeponie am nächsten liegt, wird 
empfohlen, für die Anlage-Nr. 157 006 404 eine Gefährdungs ­
ab~chätzung durchzuführen, mit der das von dieser Anlage 
ausgehende Gefährdungspotential eingehender bestimmt wird. 
Einzelheiten zur Durchführung einer Gefährdungsabschätzung 
sollten in Abstimmung mit der unteren Abfallbehörde des 
Landkreises Peine festgelegt werden. 

6. 0 Verfahrensablauf 

Der Rat ·der Stadt Peine hat im Rahmen einer allgemeinen Be ­
ratung .über Wohnungsbau im Gebiet der Stadt Peine für Steder­
dorf beschlossen, daß der jetzige Geltungsbereich des Be­
bauungsplanes Nr . 24 städtebaulich geordnet und als Wohn­
bauf+ä-c-rre-- a u s:g·ew i e sen wird. 

In der Zeit vom 14 . 12 . bis 30.12 . 1992 wurde die frühzeitige 
Bürgerbeteiligung durchgeführt . 
Die Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 
22.03.1993 zur Stellungnahme aufgefordert, und in der Zeit 
vom 18.05.1993 bis 17 . 06.1993 fand die öffentliche Ausle ­
gung statt . 
Am 26 . 08 . 1993 wurde der Plan al~ S~tzung beschlossen. 


